
 

Gesetzentwurf 

der Landesregierung 

für ein Gesetz zur Anpassung des Kommunalen Finanzausgleichs  

an die Herausforderungen des demografischen Wandels und zur 

Stärkung des ländlichen Raums 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 21. Januar 2013 den nachste-
henden, durch Umlaufverfahren vom 21. Januar 2013 gebilligten und festge-
stellten Gesetzentwurf dem Landtag zur Beschlussfassung vor. Der Gesetz-
entwurf wird vor dem Landtag von dem Minister der Finanzen vertreten. 
 
 
 
A. Problem 

 In den vergangenen Jahren hat sich zunehmend herausgestellt, dass 
das bisherige System des Kommunalen Finanzausgleichs seinen Zie-
len - der optimalen Förderung der einzelnen Regionen des Landes 
und der Erfüllung des grundgesetzlichen Auftrags zur Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse - nicht mehr voll gerecht wird und 
daher einer Aktualisierung bedarf.  

 
B. Lösung 

 Aufbauend auf den Ergebnissen einer vom damaligen Ministerpräsi-
dent Roland Koch im Jahr 2008 eingesetzten Mediatorengruppe hat 
sich seit Herbst 2011 eine aus Vertretern der kommunalen Spitzen-
verbände, der Landtagsfraktionen, der beteiligten Ressorts und der 
Hessischen Staatskanzlei, des Hessischen Landesrechnungshofs und 
des Landeswohlfahrtsverbandes bestehende Facharbeitsgruppe einge-
hend mit den bisherigen Reformvorschlägen auseinandergesetzt. Da-
bei sind die Möglichkeiten für eine konsensuale Umgestaltung des 
Kommunalen Finanzausgleichs unter Berücksichtigung und Weiter-
entwicklung dieser Reformvorschläge beleuchtet worden. 

 
 Auf dieser Basis ist ein erstes Maßnahmenpaket geschnürt worden, 

um den Kommunalen Finanzausgleich zukunftsfähig zu gestalten. 
Dieses hat als wesentliche Elemente die Berücksichtigung des demo-
grafischen Wandels und die Stärkung des ländlichen Raums zum In-
halt. 

 
 Die im Finanzausgleichsgesetz (FAG) umzusetzenden Maßnahmen 

stellen sicher, dass die Auswirkungen der zu erwartenden demografi-
schen Veränderungen künftig angemessen im Kommunalen Finanz-
ausgleich Berücksichtigung finden. So werden die Kommunen in die 
Lage versetzt, nach ihren individuellen Bedürfnissen besser auf die 
künftigen Entwicklungen der Einwohnerzahlen und Bevölkerungs-
strukturen reagieren zu können. Daneben soll das Ausgleichssystem 
insbesondere für die Kommunen im ländlichen Raum zukunftssiche-
rer werden, was zu einer Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung 
gerade in strukturschwachen Gebieten beiträgt. 

 
 Zu diesem Zweck sollen zum einen die Übergangsfrist zur Anwen-

dung der Hauptansatzstaffel für Gemeinden mit schrumpfenden Ein-
wohnerzahlen verlängert und zum anderen ein Ergänzungsansatz für 
Bevölkerungsrückgang (Demografiefaktor) eingeführt werden. 
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 Neben den notwendigen Anpassungen des FAG an die Herausforde-
rungen des demografischen Wandels sieht das erste Reformpaket eine 
bessere Berücksichtigung der zentralörtlichen Funktion im ländlichen 
Raum vor, die durch eine Umgestaltung der pauschalierten Zuwei-
sungen zu den Ausgaben für Investitionen (§ 29 FAG) nach Maßgabe 
des Haushaltsplans und der Verordnung über die Berechnung von 
pauschalen Investitionszuwendungen (Investitionszuwendungsverord-
nung - InvZuwVO) vom 29. November 2004, zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 7. Dezember 2009 (GVBl. I S. 752), realisiert 
wird. Entsprechend wird die Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 
durch zusätzliche Investitionsförderungen in Höhe von insgesamt 25 
Mio. € flankiert. So kann die pauschale Förderung stärker auf die 
Bedürfnisse ländlicher Kommunen in ihrer Gesamtheit und insbeson-
dere der ländlichen Mittelzentren fokussiert werden. 

 
C. Befristung 

 Per Kabinettsbeschluss vom 4. Oktober 2011 wurde der Vorschlag 
der Hessischen Staatskanzlei zur Kategorisierung der Befristung von 
Gesetzen zustimmend zur Kenntnis genommen. Das FAG zählt zu 
den Rechtsvorschriften, die den überkommenen Grundkanon des ori-
ginären hessischen Landesrechts bilden und deren Erforderlichkeit 
unzweifelhaft ist. Daher wurde es der Kategorie "Rechtsvorschriften, 
die keiner Befristung bedürfen", zugeordnet. Entsprechend wurde die 
Befristung mit dem Finanzausgleichsänderungsgesetz 2013 aufgeho-
ben. 

 
D. Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzielle Auswirkungen 

 1.  Auswirkungen auf die Liquiditäts- oder Ergebnisrechnung 
 

 Liquidität Ergebnis 

 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 

Einmalig im 

Haushaltsjahr 

Durch dieses Gesetz ergeben sich keine gesonderten 

Auswirkungen auf die Liquiditäts- oder die Ergebnis-

rechnung. 

Das Gesetz konkretisiert die Verwendung der im Haus-

haltsplan des Landes für die Jahre 2013/2014 im Bereich 

der Kommunalen Finanzausgleichsmasse bereitgestellten 

Mittel. Es führt lediglich zu einer anderen interkommu-

nalen Verteilung von Finanzmitteln bei den für das 

Haushaltsjahr 2014 ausgebrachten Ansätzen für Schlüs-

selzuweisungen. 

Einmalig in künfti-

gen Haushaltsjahren 

Laufend ab  

Haushaltsjahr  

 
 2. Auswirkungen auf die Vermögensrechnung 

  Keine.  
 
 3. Berücksichtigung in der mehrjährigen Finanzplanung 

  Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die mehrjährige Finanz-
planung.  

 
 4. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 

  Das Gesetz führt zu einer geänderten interkommunalen Verteilung 
von Mitteln der Schlüsselzuweisungen innerhalb der jeweiligen 
Empfängergruppen im Rahmen der unveränderten grundsätzlichen 
Aufteilung der Gesamtschlüsselmasse nach § 7 FAG.   

 
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancen-

gleichheit von Frauen und Männern  

 Keine. 
 
G. Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen 

 Keine. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zur Anpassung des Kommunalen Finanzausgleichs  
an die Herausforderungen des demografischen Wandels  

und zur Stärkung des ländlichen Raums 
 

Vom 
 
 

Artikel 11 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

 
Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I S. 
310), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Dezember 2012 (GVBl. S. 
643), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 10 Abs. 3 werden nach dem Wort "laufende" die Wörter "und 

das folgende" eingefügt. 
 
2. § 11 wird wie folgt geändert: 

 a) Als neuer Abs. 4 wird eingefügt: 

  "(4) Ist in einer Gemeinde die für die Berechnung des Hauptansat-
zes maßgebende Einwohnerzahl in den letzten zehn Jahren gesun-
ken, wird ihr ein Ergänzungsansatz für Bevölkerungsrückgang 
gewährt. Dazu wird der Hauptansatz um die Hälfte des Hundert-
satzes des Bevölkerungsrückgangs erhöht." 

 b) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5. 
 
3. § 17 wird wie folgt geändert: 

 a) Als neuer Abs. 5 wird eingefügt: 

  "(5) Ist in einem Landkreis die für die Berechnung des Hauptan-
satzes maßgebende Einwohnerzahl in den letzten zehn Jahren ge-
sunken, wird ihm ein Ergänzungsansatz für Bevölkerungsrück-
gang gewährt. Dazu wird der Hauptansatz um die Hälfte des 
Hundertsatzes des Bevölkerungsrückgangs erhöht." 

 b) Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden Abs. 6 und 7. 
 

Artikel 2 
Ermächtigung zur Neubekanntmachung 

 
Die Ministerin oder der Minister der Finanzen wird ermächtigt, das Finanz-
ausgleichsgesetz in der sich aus diesem Gesetz ergebenden Fassung in neuer 
Paragrafenfolge und mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei Un-
stimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
 

  

                                                   
1 Ändert FFN 41-16 
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Begründung 
 
A. Allgemein 
Die Ziele des Kommunalen Finanzausgleichs sind die optimierte Förderung 
der einzelnen Regionen des Landes sowie die Erfüllung des verfassungs-
rechtlichen Auftrags nach Art. 137 der Hessischen Verfassung. In den ver-
gangenen Jahren hat sich zunehmend herausgestellt, dass das bisherige Sys-
tem einer Aktualisierung bedarf.  
 
Um auf dem Weg einer strukturellen Überarbeitung voranzukommen, hat 
der damalige Ministerpräsident Koch im Oktober 2008 eine unabhängige 
Mediatorengruppe eingesetzt, deren Aufgabe es war, einen Reformvorschlag 
zu erarbeiten, der einerseits die richtigen Anreize setzt, um die vorhandenen 
wirtschaftlichen Entwicklungspotenziale heben zu können, und andererseits 
mit Augenmaß die gegenseitige Solidarität zwischen den Kommunen einfor-
dert. 
 
Diese Mediatorengruppe hat ihre Arbeit im Herbst 2011 abgeschlossen. Mit 
ihren Reformvorschlägen hat sich seither eine aus Vertretern der kommuna-
len Spitzenverbände, der Fraktionen im Hessischen Landtag, der beteiligten 
Ressorts und der Hessischen Staatskanzlei, des Hessischen Landesrech-
nungshofs und des Landeswohlfahrtsverbandes bestehende Facharbeitsgrup-
pe eingehend auseinandergesetzt. Zielvorgabe war die Erarbeitung eines 
möglichst konsensualen, partei- und Ebenen übergreifenden Vorschlags zur 
Umgestaltung des Kommunalen Finanzausgleichs für ein Gesetzgebungsver-
fahren unter Berücksichtigung und Weiterentwicklung der Reformvorschläge 
der Mediatoren. Zur Qualitätssicherung gab die Facharbeitsgruppe ein fi-
nanzwissenschaftliches Gutachten zur Fortschreibung des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs in Hessen in Auftrag2, dessen Ergebnisse bei der nun einge-
leiteten und künftig fortzuführenden Reform des Kommunalen Finanzaus-
gleichs Berücksichtigung finden. 
 
Die Facharbeitsgruppe hat sich in bislang 12 Sitzungen darauf verständigt, 
dass die als erforderlich erkannten Maßnahmen in mehreren Schritten reali-
siert werden. Auf diese Weise erfolgt der Wechsel im Wege einer behutsa-
men Weiterentwicklung der bisherigen Rechtslage und ermöglicht, vergli-
chen mit einer umfassenden Neustrukturierung, den sanftesten Übergang, da 
nur unmerkliche Umverteilungsverluste eintreten.  
 
Das vorliegende Gesetz dient der Realisierung eines ersten Maßnahmenpa-
kets. Hierbei stehen die folgenden Ziele im Mittelpunkt: 

- die Schaffung richtiger Anreize zur Entfaltung der kommunalen wirt-
schaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten, 

- die Stärkung der Mittelzentren im ländlichen Raum, 

- die Berücksichtigung demografischer Entwicklungen, 

- die Förderung kommunaler Solidarität mit Augenmaß. 
 
Dementsprechend hat das erste Maßnahmenpaket als wesentliche Elemente, 
die den Kommunalen Finanzausgleich zukunftsfähig gestalten sollen, die 
Stärkung des ländlichen Raums und die Berücksichtigung des demografi-
schen Wandels zum Inhalt.  
 
Die im Finanzausgleichsgesetz (FAG) umzusetzenden Maßnahmen stellen 
sicher, dass die Auswirkungen der zu erwartenden demografischen Verände-
rungen künftig angemessen im Kommunalen Finanzausgleich Berücksichti-
gung finden. So werden die Kommunen in die Lage versetzt, nach ihren in-
dividuellen Bedürfnissen besser auf die künftigen Entwicklungen der Ein-
wohnerzahlen und Bevölkerungsstrukturen reagieren zu können.  
 
Diesen Herausforderungen kann mit den Instrumentarien des bislang gelten-
den Rechts nicht zufriedenstellend begegnet werden. Bezogen auf die Bevöl-
kerungsentwicklung insgesamt konnte Hessen bisher noch als wachsend cha-
rakterisiert werden, wenngleich sich bereits strukturelle Veränderungen der 
Bevölkerung (Bevölkerungsrückgang) zeigen. Dementsprechend ist auch das 
bisherige System des Kommunalen Finanzausgleichs konzipiert: Im Wesent-
lichen geht es um den Ausgleich wachsender Bedarfe aufgrund einer wach-
senden Bevölkerung. Diese "Wachstumsorientierung" zeigt sich insbesonde-
re in der Verteilung der Allgemeinen Zuweisungen. Bis 2030 hingegen wird 

                                                   
2 Lenk/Hesse/Grüttner/Reichard, Finanzwissenschaftliches Gutachten zur Fortschrei-
bung des Kommunalen Finanzausgleichs in Hessen, Teil I - Flächenansatz und 
Demografieansatz, Teil II - Kommunale Soziallasten. 
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die Bevölkerung in Hessen insgesamt leicht zurückgehen, wobei interregio-
nal deutliche Schwankungen auftreten. Folglich wird es künftig nicht mehr 
um den Ausgleich von Mehrbedarfen aufgrund einer wachsenden Bevölke-
rung gehen, sondern eher um Belastungsausgleiche aus möglichen Anpas-
sungsbedarfen von öffentlichen Leistungen an eine zurückgehende Bevölke-
rung.3 Aus diesem Grund sollen ein Ergänzungsansatz für Bevölkerungs-
rückgang eingeführt und die Übergangsfrist für die Anwendung der Haupt-
ansatzstaffel auf Gemeinden mit schrumpfenden Einwohnerzahlen verlängert 
werden. Da nach den aktuellen Prognosen insbesondere die Kommunen im 
ländlichen Raum von Einwohnerrückgängen betroffen sein werden, tragen 
die beschriebenen Maßnahmen zu einer Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung gerade in strukturschwachen Gebieten bei.  
 
Neben den notwendigen Anpassungen des FAG sieht das erste Maßnahmen-
paket eine bessere Berücksichtigung der zentralörtlichen Funktion im ländli-
chen Raum vor, die durch eine Umgestaltung der pauschalen Zuweisungen 
zu den Ausgaben für Investitionen (§ 29 FAG) nach Maßgabe des Haus-
haltsplans und der Verordnung über die Berechnung von pauschalen Investi-
tionszuwendungen (Investitionszuwendungsverordnung - Inv-ZuwVO) vom 
29. November 2004, zuletzt geändert durch Verordnung vom 7. Dezember 
2009 (GVBl. I S. 752), realisiert wird. Entsprechend wird die Änderung des 
Finanzausgleichsgesetzes durch zusätzliche Investitionsförderungen in Höhe 
von insgesamt 25 Mio. € flankiert. So kann die pauschale Förderung stärker 
auf die Bedürfnisse ländlicher Kommunen in ihrer Gesamtheit und insbeson-
dere der ländlichen Mittelzentren fokussiert werden. 
 
Die Ausgabenbelastung von ländlichen Kommunen ist durch eine Vielzahl 
von Einflussfaktoren (z.B. Altersstruktur, Bevölkerungsentwicklung, Zer-
splitterung, Remanenzkosten, wirtschaftliche Lage) geprägt. Um dieser stei-
genden Ausgabenbelastung gerecht zu werden, wird zur Aufrechterhaltung 
der ländlichen Infrastruktur in der Fläche eine pauschale Investitionsstruk-
turförderung in Höhe von 20 Mio. € eingerichtet. Diese wird so ausgestaltet, 
dass ausschließlich finanzschwache ländliche Kommunen gefördert werden 
und dass die finanzschwächsten unter ihnen höhere Zuweisungen erhalten als 
finanzstärkere. 
 
Darüber hinaus bedürfen gerade Mittelzentren im ländlichen Raum einer be-
sonderen Förderung, da sie ihre zentralörtliche Funktion für relativ größere 
Einzugsgebiete erfüllen als Mittelzentren im Ordnungs- oder Verdichtungs-
raum. Dieser Bedeutung trägt das historisch gewachsene System der Haupt-
ansatzstaffel nicht mehr ausreichend Rechnung. Eine zusätzliche Förderung 
dieser ländlichen Mittelzentren leistet damit nicht zuletzt einen Beitrag zur 
Sicherstellung der zentralörtlichen Versorgung im ländlichen Raum auch im 
Hinblick auf den demografischen Wandel. Die zusätzliche Stärkung der bis-
her durch die Hauptansatzstaffel benachteiligten Mittelzentren im ländlichen 
Raum erfolgt durch eine pauschale Investitionsförderung in Höhe von 5 
Mio. €. 
 
In der Gesamtbetrachtung stellen die mit dem vorliegenden Gesetz verwirk-
lichten Maßnahmen ein wesentliches Etappenziel auf der Wegstrecke einer 
ganzheitlichen Reform des Kommunalen Finanzausgleichs dar. Auf diesen 
Grundstock kann künftig mit weiteren Reformpaketen aufgebaut werden. 
Die Facharbeitsgruppe wird in Kürze ihre Arbeit mit einer Darstellung aller 
erörterten Einzelelemente abschließen, um damit die Grundlage zu schaffen 
für die Fortsetzung der Diskussion um weitere Maßnahmenpakete in der 
neuen Legislaturperiode. 
 
B. Einzelbegründung 
 
Zu Art. 1 Nr. 1 
Nach § 10 Abs. 1 Satz 1 des FAG wird der für die Bedarfsermittlung maß-
gebliche Hauptansatz einer Gemeinde nach einem Hundertsatz für ihre Ein-
wohner errechnet. Hierfür werden die Gemeinden in die aus der Anlage 1 zu 
§ 10 Abs. 1 FAG "Tabelle des Hauptansatzes" ersichtlichen Größenklassen 
eingeteilt. 
 
§ 10 Abs. 3 FAG sieht bei sinkender Einwohnerzahl eine Übergangsfrist 
vor, bevor zur Ermittlung des Bedarfs der neue Hundertsatz entsprechend 

                                                   
3 Vgl. Lenk/Hesse/Grüttner/Reichardt, Finanzwissenschaftliches Gutachten zur Fort-
schreibung des Kommunalen Finanzausgleichs in Hessen, Teil I - Flächenansatz und 
Demografieansatz, These 11, S. 3. 
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der niedrigeren Größenklasse angesetzt wird. Die Übergangsfrist beträgt bis-
lang ein Jahr. Abweichend davon werden bei Kommunen, deren Bevölke-
rung unter 7.500 bzw. 50.000 Einwohner sinkt, die Einwohnerzahlen des 
Vorjahres dauerhaft zugrunde gelegt. Voraussetzung für die Anwendung der 
Regelungen ist jeweils, dass die Einwohnerzahl um nicht mehr als 10 vom 
Hundert unter die nächstniedrigere Stufe der Anlage 1 zu § 10 Abs. 1 FAG 
gesunken ist. 
 
Mit der Neuregelung soll die reguläre Übergangsfrist auf zwei Jahre ausge-
weitet werden. Damit wird die mit einem Bevölkerungsrückgang grundsätz-
lich verbundene Verminderung der Schlüsselzuweisungen weiter als bislang 
hinausgezögert. Dies ermöglicht ein sanftes Abgleiten in die nächstniedrige-
re Stufe und gibt der betroffenen Gemeinde die Gelegenheit, auf die verän-
derten Rahmenbedingungen zu reagieren. 
 
Zu Art. 1 Nr. 2 
Bislang erhalten die kreisangehörigen Gemeinden, die kreisfreien Städte und 
die Landkreise einen Ergänzungsansatz für Bevölkerungszuwachs nach § 11 
Abs. 3 bzw. § 17 Abs. 4 FAG. Angesichts der prognostizierten Abnahme 
der Einwohnerzahlen in weiten Teilen Hessens soll dieser Ergänzungsansatz 
um einen Ergänzungsansatz für Bevölkerungsrückgang (Demografiefaktor) 
erweitert werden. Insgesamt entsteht damit ein umfassendes Regelungssys-
tem, welches eine flexible Reaktion des Kommunalen Finanzausgleichs auf 
die unterschiedlichen Ausprägungen des demografischen Wandels erlaubt, 
sodass im Schlüsselzuweisungssystem den zu erwartenden Veränderungen 
der Bevölkerungsstruktur angemessen Rechnung getragen werden kann. 
 
Gerade auf den Gebieten der Daseinsvorsorge und Infrastruktur kann nicht oh-
ne Weiteres davon ausgegangen werden, dass eine sinkende Bevölkerung zu 
sinkenden Kosten führt. Es muss im Gegenteil in weiten Bereichen mit 
Remanenzkosten gerechnet werden, insbesondere in Aufgabenbereichen, in de-
nen die entsprechenden Strukturen oder Ausgaben nicht oder nur schwer der 
Veränderung der Nutzergruppen angepasst werden können bzw. es bei rückläu-
figen Nutzerzahlen zu steigenden Pro-Kopf-Kosten kommt. Ohne einen Ergän-
zungsansatz für Bevölkerungsrückgang würden sich für die betroffenen Ge-
meinden aufgrund verminderter Schlüsselzuweisungen hohe Verluste ergeben. 
Dieser Effekt ist vor dem beschriebenen Hintergrund nicht mehr haltbar. 
 
Der Demografiefaktor berechnet den relativen Einwohnerrückgang im Ver-
gleich der aktuellen Einwohnerzahl mit der Einwohnerzahl von vor zehn Jah-
ren und gleicht diesen anteilig aus. Damit ist die Regelung parallel zu dem be-
reits existierenden Ergänzungsansatz für Bevölkerungszuwachs ausgestaltet. 
Auf einen Schwellenwert für die Gewährung des Ergänzungsansatzes wurde 
allerdings verzichtet, um bereits ab einem absoluten Einwohnerrückgang von 
1 im Vergleich zu dem Wert vor zehn Jahren einen Zuschlag gewähren zu 
können. So profitieren alle von einem Bevölkerungsrückgang betroffenen Ge-
meinden von dem neuen Ergänzungsansatz. Der Zuschlagswert des Ergän-
zungsansatzes beträgt die Hälfte des Hundertsatzes des Bevölkerungsrück-
gangs. Auch hier wurde die Parallele zu dem Ergänzungsansatz für Bevölke-
rungszuwachs gezogen. Die gewählten Parameter erschienen vor dem Hinter-
grund der bisherigen und mittelfristig zu erwartenden Entwicklung angemes-
sen. Durch die Variation der Parameter können aber in Zukunft die Größe des 
Empfängerkreises sowie die fiskalischen Ausgleichswirkungen an die sachli-
chen Rahmenbedingungen und politischen Zielsetzungen angepasst werden. 
Der Demografiefaktor hat neben dieser Flexibilität den Vorteil einer hohen 
Transparenz, da die Zuschläge für alle Kommunen klar ausgewiesen werden. 
 
Zusätzlich zu den unmittelbar von einem Bevölkerungsrückgang betroffenen 
Gemeinden profitieren auch ländliche Landkreise durch entsprechend höhere 
Kreis- und Schulumlagen. 
 
Über den Verweis in § 15 Abs. 2 Satz 1 FAG kommt der Demografiefaktor 
auch für die kreisfreien Städte zur Anwendung. 
 
Zu Art. 1 Nr. 3 
Die Regelung führt analog der für die kreisangehörigen Gemeinden und 
kreisfreien Städte gefundenen Lösung einen Ergänzungsansatz für Bevölke-
rungsrückgang auch auf der Ebene der Landkreise ein. 
 
Zu Art. 2 
Die Vorschrift enthält die Ermächtigung zur Bekanntmachung der Neufas-
sung des Finanzausgleichsgesetzes. 
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Zu Art. 3 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

 
C. Stellungnahme der Kommunalen Spitzenverbände 
 
Die Kommunalen Spitzenverbände und der Landeswohlfahrtsverband Hessen 
erhielten Gelegenheit, bis zum 8. Januar 2013 ihre Einwände gegen den Ge-
setzentwurf mitzuteilen.  
 
Der Hessische Städte- und Gemeindebund (HSGB) begrüßt die Zielrichtung 
des Gesetzentwurfs uneingeschränkt. Er sieht aber in terminologischer Hin-
sicht einen über den Entwurf hinausgehenden Anpassungsbedarf hinsichtlich 
der pauschalierten Zuweisungen zu den Ausgaben für Investitionen und In-
vestitionsfördermaßnahmen gemäß § 29 Satz 1 FAG. In diesem Zusammen-
hang schlägt er zugleich eine grundlegende Neugestaltung der Investitions-
pauschale vor.  
 
Mit diesen Vorschlägen nutzt der HSGB die ihm eingeräumte Gelegenheit 
zur Stellungnahme, um weitreichende Änderungen im Gesamtsystem des Fi-
nanzausgleichs, die über die in der Facharbeitsgruppe diskutierten Themen 
hinausgehen, zu erwirken. Die Vorschläge stehen nicht in ausschließlichem 
Zusammenhang mit dem vorliegenden Gesetzentwurf.  
 
Der Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV) trägt den Gesetzentwurf eben-
falls mit. Er macht allerdings auf negative Auswirkungen der geplanten, die 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes flankierenden Maßnahmen in seinem 
Finanzkreislauf aufmerksam, denn würden die 25 Mio. € anstelle der Ver-
wendung als zusätzliche Investitionspauschale Allgemeine Finanzzuweisung 
werden, erhielte der LWV 1,145 Mio. € mehr Finanzzuweisung. Dann 
müsste man jedoch richtigerweise auch aus dem vorstehenden Finanzvolu-
men von 25 Mio. € die zusätzlich aus dem Landesausgleichsstock überführ-
ten Mittel in Höhe von 7 Mio. € berücksichtigen, womit im Ergebnis nur 
noch 0,824 Mio. € zusätzlich dem LWV als Allgemeine Finanzzuweisung 
zufließen würden. Diese Auswirkungen sind marginal und bewegen sich le-
diglich im einstelligen Prozentbereich.  
 
Der Hessische Städtetag (HStT) behält sich eine abschließende Bewertung 
des Gesetzentwurfs im Rahmen der Anhörung durch den Hessischen Land-
tag vor. Er trägt es grundsätzlich mit, dass noch in der 18. Legislaturperiode 
ein erster Schritt in Richtung auf eine umfassende Reform des Kommunalen 
Finanzausgleichs gegangen wird, und begrüßt ausdrücklich das Ziel einer 
Stärkung der Mittelzentren bzw. der Kommunen mit zentralörtlichen Funk-
tionen im ländlichen Raum. Daneben macht er detaillierte Ausführungen zu 
den Auswirkungen, die das erste Maßnahmenpaket insgesamt, also unter Be-
rücksichtigung der über den Gesetzentwurf hinausgehenden weiteren geplan-
ten Maßnahmen, nach seinen Berechnungen für seine Mitglieder haben wer-
de. Er weist darauf hin, dass sich an der vertikalen Verteilung zwischen 
Land und Kommunen nichts verändere, sondern lediglich eine horizontale 
Umverteilung stattfinde. Danach seien vor allem die einwohnerstarken und  
-stabilen Kommunen durch die Reform benachteiligt. Ausführlich geht der 
Hessische Städtetag auch auf die konkrete Ausgestaltung und Finanzierung 
der neben der Änderung des Finanzausgleichsgesetzes geplanten zusätzlichen 
Investitionsförderungen (Investitionsstrukturförderung für den ländlichen 
Raum und Investitionsförderung für Mittelzentren im ländlichen Raum) ein, 
die allerdings nicht Gegenstand des vorliegenden Gesetzentwurfs sind. Auch 
äußert er seine Erwartungen an weiterführende Reformschritte. Abschlie-
ßend stellt er seine eigene Berechnungsmethode derjenigen gegenüber, die 
das Hessische Ministerium der Finanzen (HMdF) den im Rahmen der Fach-
arbeitsgruppe KFA-Strukturreform angestellten Modellberechnungen zu-
grunde gelegt hat.  
 
Dem sind im Wesentlichen drei Aspekte entgegenzuhalten:  

1. Es war nie Inhalt der KFA-Strukturreform, eine Veränderung der 
vertikalen Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen herbeizu-
führen. Die Berücksichtigung des demografischen Wandels sowie die 
Stärkung des ländlichen Raums wurden einvernehmlich als unerläss-
lich eingestuft.  

2. Um den kommunalpolitisch Verantwortlichen vor Ort für ihre Mei-
nungsbildung einen Überblick über die ihnen nach Abzug der Umla-
gen verbleibende Höhe an Landeszuweisungen ab dem Jahr 2014 zu 
verschaffen, wurde seitens des HMdF eine umfangreiche Modellbe-
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rechnung durchgeführt, die auf der Grundlage vorsichtiger Prognosen 
die zu erwartende Entwicklung der Steuern und der Schlüsselmassen 
berücksichtigt. Hierbei wurde die laut amtlicher Steuerschätzung vom 
8. bis 10. Mai 2012 prognostizierte positive Steuerentwicklung ledig-
lich mit der Hälfte des Steuerzuwachses angesetzt. Im Ergebnis führt 
diese Berechnung dazu, dass alle Kommunen deutliche Einnahmestei-
gerungen erwarten können. 

3. Auf Wunsch einiger Mitglieder der Facharbeitsgruppe wurde nach-
träglich eine weitere Modellberechnung erstellt, die einen fiktiven 
KFA 2012 unter Berücksichtigung der Reformmaßnahmen errechnet. 
Im Ergebnis entstehen verschwindend geringe Umverteilungen von 
durchschnittlich - 0,5 % bis + 1,1 %. Dieser Effekt liegt weit unter 
den natürlichen Schwankungen, die die hessischen Kommunen so-
wohl bei den Schlüsselzuweisungen (- 24,0 % bis + 33,9 % seit 
2003) als auch bei ihren eigenen Steuereinnahmen hinnehmen muss-
ten (- 13,4 % bis + 13,3 % im Vergleich zum Vorjahr). Aus dem 
Ergebnis dieser Berechnungen ist allerdings kein Rückschluss auf die 
tatsächlich zu erwartenden betraglichen Auswirkungen ab dem Re-
formjahr 2014 möglich. Insofern gibt ausschließlich die erste durch 
das HMdF in der Facharbeitsgruppe zur Verfügung gestellte Modell-
rechnung einen realistischen Ausblick auf die finanziellen Auswir-
kungen der KFA-Strukturreform ab dem Jahr 2014. 

 
Der Hessische Landkreistag (HLT) erhebt gegen die Einführung eines Er-
gänzungsansatzes für Bevölkerungsrückgang und die Verlängerung der 
Übergangsfrist für die Anwendung der Hauptansatzstaffel auf Gemeinden 
mit schrumpfenden Einwohnerzahlen keine Einwände. Insgesamt sieht er in 
der Umsetzung des ersten Reformpaketes erste Schritte zur Reaktion auf die 
wiederholten Forderungen der kommunalen Spitzenverbände nach einer Re-
form des Kommunalen Finanzausgleichs als gesetzt. Gleichwohl würde den 
Bedürfnissen der hessischen Landkreise nach einer finanziellen Besserstel-
lung und besonderen Berücksichtigung ihrer Finanzstruktur nicht Rechnung 
getragen. Spätestens in einem weiteren Reformpaket sei insbesondere eine 
Anpassung der Nivellierungshebesätze geboten. Zudem fordert der Hessi-
sche Landkreistag über die bloße Umverteilung der Mittel im Kommunalen 
Finanzausgleich hinaus eine Erhöhung der Finanzausgleichsmasse. Schließ-
lich weist er darauf hin, dass die Reform nicht zu einer Beeinträchtigung des 
Konsolidierungspfades bei sich unter den Schutzschirm begebenden Land-
kreisen führen dürfe. Daneben äußert er sich - über den vorliegenden Ge-
setzentwurf hinausgehend - zurückhaltend zu der konkreten Ausgestaltung 
und der Finanzierung der geplanten neuen Investitionspauschalen und den 
mit der dadurch bezweckten Förderung der ländlichen Gemeinden und der 
Mittelzentren im ländlichen Raum einhergehenden Umverteilungswirkungen. 
 
Eine Anpassung der Nivellierungshebesätze wurde in der Facharbeitsgruppe 
diskutiert, war jedoch zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht konsensfähig. Ei-
ne erneute Aufnahme dieses Reformvorschlags zur Diskussion über ein 
zweites Maßnahmenpaket ist grundsätzlich möglich. 
 
Zu dem Einwand, dass der Gesetzentwurf ausschließlich zu Umverteilungen 
führt, ist anzumerken, dass es nie Inhalt der KFA-Strukturreform war, eine 
Veränderung der vertikalen Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen 
herbeizuführen. Im Ergebnis zeigt sich, dass alle hessischen Landkreise, 
Städte und Gemeinden im Reformjahr 2014 deutliche Einnahmesteigerungen 
erwarten können und ihre aktuelle Situation verbessern. Insofern steht der 
vorliegende Gesetzentwurf im Einklang mit der Zielsetzung des kommunalen 
Schutzschirms, da sich die ab 2014 zu erwartenden Entlastungen positiv auf 
die Erreichung des Haushaltsausgleichs auswirken und die Einhaltung der 
vereinbarten Konsolidierungspfade erleichtern werden. 
 
Wiesbaden, 21. Januar 2013 
 
Der Hessische Ministerpräsident Der Hessische Minister der Finanzen 
Bouffier Dr. Schäfer 
 
 


